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Währungsreformen sind mit sehr vielfältigen politökonomischen Prozessen 
verbunden. Nicht nur der Untersuchungsgegenstand als solcher bietet eine 
Bandbreite verschiedener Fallmöglichkeiten, sondern auch seine Durchfüh-
rung und deren Folgen. Besonders der Zeitpunkt einer Währungsreform und 
die Komplikationen während ihrer Durchführung geben Auskunft über die 
Stabilität des jeweiligen politischen und ökonomischen Systems. Das politi-
sche System erweist sich als stabil, wenn die Währungsreform durch weite 
Teile der Bevölkerung akzeptiert wird, das ökonomische System wiederum 
dann, wenn keine Friktionen im Wirtschaftskreislauf entstehen. 

Während des Bestehens der Tschechoslowakei gab es insgesamt drei zen-
trale Währungsreformen: 1919, 1953 und 1993. Die Reformen von 1919 und 
1993 standen am Beginn beziehungsweise am Ende dieses Staates, während 
die Währungsreform von 1953 einen wichtigen Bestandteil der Einführung 
des sozialistischen Wirtschaftssystems darstellte. Diese drei Währungsrefor-
men bilden insofern einen relativ homogenen Untersuchungsgegenstand, als 
ihre Ziele auf einer makroökonomischen Ebene einander ähnlich sind. Bei 
allen dreien handelte es sich um die Abspaltung des tschechoslowakischen 
beziehungsweise tschechischen Währungsgebietes von einem größeren. Wäh-
rend die Anlässe von 1919 und 1993 sofort ersichtlich sind1, ist das 1953 
abgespaltene Währungsgebiet nicht auf den ersten Blick erkennbar. Neben 
anderen Zielen dieser Reform, die noch zur Sprache kommen werden, ging es 
der kommunistischen Regierung 1953 darum, die Tschechoslowakei aus dem 
westlichen Wirtschaftssystem herauszulösen, indem sie die tschechoslowaki-
sche Krone vom US-Dollar abkoppelte und den Staat endgültig in den entste-
henden sowjetisch dominierten Rat für gemeinsame Wirtschaftshilfe (RGW) 
eingliederte. 

Forschungsstand und Quellenlage zu den Reformen erweisen sich als sehr 
unterschiedlich. Hinsichtlich der Währungsreform von 1919 dominieren vor 
allem autobiographische Werke.2 Die Archivmaterialien des Finanzministeri-

1919 trennte sich die Tschechoslowakei vom zerfallenden österreichisch-ungarischen 
Währungssystem; 1993 liquidierten die Tschechische und die Slowakische Republik ihr 
gemeinsames Währungssystem im Rahmen der friedlichen Auflösung der Tschecho-
slowakei. 

2 Zu nennen wären ALOIS RASIN: Müj fmancni plan [Mein Finanzplan], Praha 1920, und 
DERS.: Fmancni hospodafskä politika Ceskoslovenska do konce r. 1921 [Finanz- und 
Wirtschaftspolitik der Tschechoslowakei bis Ende 1921], Praha 1922, aber auch KAREL 
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ums3 sind hingegen nur ganz unvollständi g erhalten . In den letzten zehn Jah-
ren sind aber ausführlich e übergreifend e Darstellunge n erschienen , die sich 
mit der Gründungszei t der Tschechoslowake i befassen und somit auch Bezug 
auf die Währungsrefor m von 1919 nehmen. 4 Für die Analyse der Währungs-
reform von 1953 sind die archivalische n Quellen am ergiebigsten. 5 Teilweise 
finden sie sich auch schon in Darstellungen , die nach 1990 erschiene n sind, 
verarbeitet. 6 Die Währungsrefor m von 1993 muß hingegen - bedingt durch 

LEOPOLD : Ze zäkulisi pfiprav k osamostatnen i men y [Hinte r den Kulissen der Vorbe-
reitunge n zur Verselbständigun g der Währung] , in: Almanac h ceskoslovenskeh o pene -
zenstvi, Prah a 1928, S. 29-38 , und VILEM POSPISIL : Pfed desiti lety. K pocafküm nasi 
menov e üpravy [Vor zehn Jahren . Zu den Anfängen unsere r Währungskorrektur],  eben-
da, S. 23-28 . Der subjektive Charakte r dieser Darstellunge n zeigt sich unte r andere m 
daran , daß alle drei Autoren mehr oder weniger persönlich  in die Währungsrefor m von 
1919 involviert waren. Rasin , der damalige Finanzminister , kann als der Vater der Re-
form bezeichne t werden , währen d Leopol d als Chefbeamte r des Finanzministerium s zu 
den engen Mitarbeiter n Rasins gehörte . Pospisil war als damaliger Bankdirekto r der 
Mestskä Spofiteln a gleichfalls in die Planun g und Durchführun g der Währungsrefor m 
einbezogen . 

3 Statn i Ústredn i Archiv Prah a (SUA) , vereinzelt von Fond s MF (Ministerstv o Financi ) 
kart. 142 bis Fond s MF kart. 571. Leider sind die Archivbeständ e des Finanzministeri -
ums der frühen Tschechoslowake i nich t vollständig erhalten . Da die Währungsrefor m 
der absoluten Geheimhaltun g unterla g und Rasin nur wenige Persone n in die Planun g 
einbezog, hat sie zudem nur sporadisch Eingan g in die Akten des Finanzministerium s 
gefunden . 

4 Siehe vor allem VLASTISLAV LACINA : Formovän i ceskoslovenske ekonomik y 1918-
1923 [Die Formierun g der tschechoslowakische n Wirtschaft 1918-1923] , Prah a 1990, 
und JANA SETRILOVA : Alois Rasin . Dramatick y zivot ceskeho politika [Alois Rasin . Das 
dramatisch e Leben eines tschechische n Politikers] , Prah a 1997. Lacin a ist ein ausge-
zeichnete r Kenne r der Wirtschafts- und Sozialgeschicht e der frühen Tschechoslowakei , 
währen d Setrilovä sich in ihrer Dissertatio n mit dem Leben Rasin auseinandersetzt . 
ALIC E TEICHOVA:  Wirtschaftsgeschicht e der Tschechoslowake i 1918-1980, Wien u.a. 
1988, gibt einen Überblic k über den größten Teil der tschechoslowakische n Geschicht e 
und behandel t auch knapp die kommunistisch e Währungsrefor m von 1953. 

5 Besonder s ergiebig ist das Stätn i Ústředn i Archiv (SÜA) mit den Fond s Archiv ÚV 
KSC und Archiv MV-N (Ministerstv o Vnitra -  Sekretaria t ministr a Noska) . Da das 
kommunistisch e System mit seinem gigantischen bürokratische n Apparat Unmenge n 
von Materia l schriftlich festgehalten hat , läßt sich die Währungsrefor m von 1953 an-
hand der Archivbeständ e ausgezeichne t rekonstruieren . 

6 Einen guten, wenn auch stark auf die Pilsene r Ereignisse fokussierten Überblic k bietet 
DAN A MUSILOVA : Menov ä reforma 1953 a jeji socialni dusledky [Die Währungsrefor m 
von 1953 und ihre sozialen Folgen] , in: Dokument y o perzekuc i a odpor u [Üsta v pro 
soudobe dejiny], sv. 8, Prah a 1994. ZDENE K JIRASEK , JAROSLAV S L A : Velká penezn i 
loupez v ceskoslovensku 1953 aneb 50:1 [Der große Geldrau b in der Tschechoslowake i 
1953 oder 50:1], Prah a 1992 hingegen behandel n die Währungsrefor m sehr populärhi -
storisch und sind deswegen für eine wissenschaftlich e Auseinandersetzun g mit dem 
Them a nur begrenzt brauchbar . Das historisch e Umfeld dieser Zeit ist sehr gut durch ei-
ne Vielzahl von Publikatione n des Ustav pro soudobe dejiny Akademie Ved erfaßt, wie 
beispielsweise KARE L KAPLAN : Sociäln i souvislosti krizi komunistickeh o rezimu v le-
tech 1953-57 a 1968-75 [Die sozialen Zusammenhäng e der Krisen des kommunisti -
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den kurzen zeitliche n Abstand - über die damalige Tages- und Wochenpress e 
erschlossen werden . Nebe n den Tageszeitungen , die sich teilweise rech t ,vor-
eilig' äußern , basieren in einigen Frage n die Analysen des Journal s von Radi o 
Fre e Europ e auf besseren Recherchen. 7 Die wichtigsten Informatione n liefert 
aber ein Artikel von Ladislav Prokop 8, eines Akteurs der Währungsreform . In 
seinem Aufsatz beschreib t er detaillier t ihre Entwicklung . Im Gegensat z zu 
den beiden vorangegangene n Reforme n kann bei derjenigen von 1993 jedoch 
noc h nich t auf Archivmateria l zurückgegriffen werden , weil dieses noc h einer 
Sperrfrist unterliegt . 

Im vorliegende n Aufsatz möcht e ich die Komplikationen , die mit den drei 
Reforme n verbunde n waren , vergleichen . Sich auf diese Komplikatione n 
zu beschränke n ist insofern legitim, als sich an ihne n am prägnanteste n der 
Erfolg beziehungsweise Mißerfol g der Reformen , die sich im Proze ß teilwei-
se gleichen , messen läßt. Außerde m läßt sich an der Art und dem Gewich t 
der Komplikatione n der politisch e und wirtschaftlich e Zustan d des Lande s 
ablesen . 

In einem ersten Schrit t werde ich die jeweilige Reform und ihren histori -
schen Kontex t darstellen . Die s ist um so wichtiger , als sich die Komplikatio -
nen in zeitlich bedingt e und in solche , die durc h den Proze ß determinier t sind, 
unterteile n lassen. Anhan d der Komplikationen , welche durc h den Proze ß 
determinier t sind, könne n Rückschlüss e auf die Stabilitä t des Staate s und der 
Wirtschaft gezogen werden . Gemeinsamkeite n der drei Reforme n wiederum 
lassen die allgemein e Struktu r des Prozesses , der den Reforme n zugrund e 
liegt, erkennen . 

R a s i n s c h e W ä h r u n g s r e f o r m 1919 

Im Zuge des Zerfalls der österreichisch-ungarische n Doppelmonarchi e rie-
fen tschechisch e Politike r am 28. Oktobe r 1918 die unabhängig e Tsche -
chisch-Slowakisch e Republi k aus. Diese r neu e Staat besaß aber zunächs t we-
der definitiv festgelegte Grenze n noc h ein intakte s Wirtschaftssystem . Wäh-
rend die Grenzziehun g in den nachfolgende n Monate n im Friedensvertra g 
von St. Germai n geregelt wurde, blieb die tschechoslowakische 9 (Kriegs- ) 

sehen Regimes in den Jahre n 1953-57 und 1968-75] , Prah a 1993 (Sešity Ústavu pro 
soudobe dejiny, H. 14). 

7 JIŘI  PEHE : The Czech-Slova k Currenc y Split. in-, RFE/R L Researc h Report , Vol. 2, No . 
10. Münche n 1993, S. 27-35 . 

8 LADISLA V PROKOP : The Preparatio n and Cours e of Currenc y Separation , in: Prague 
Economi c Paper s 2 (Pragu e 1995), S. 174-191 . 

' Obwohl die slowakische Wirtschaft im Rahme n des transleithanische n Wirtschaftssy-
stems stärker mit derjenigen Ungarn s verknüpft war, wurden die zentrale n Entscheidun -
gen wie die Einfuhrun g der Kriegswirtschaft oder die Geldpoliti k in letzter Konsequen z 
in Wien gefällt. Die Slowakei fällt bei den Rahmenbedingunge n der Reform insgesamt 
weniger ins Gewicht , weil Wien die wirtschaftlich e Entwicklun g Transleithanien s seit 
den 1890er Jahre n imme r stärker vernachlässigte . 
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Wirtschaft auf Wien ausgerichte t und wurde teilweise von dort aus gelenkt. 
Zu den vordringlichste n Probleme n der neuen tschechoslowakische n Wirt-
schaftspoliti k gehörte deswegen die Erlangun g der noch fehlenden Kontroll e 
über die Geldpolitik . Auch nach der Gründun g der Tschechoslowake i war die 
österreichisch-ungarisch e Kron e weiterhin gültiges Zahlungsmitte l in den 
Nachfolgestaate n der Habsburgermonarchi e geblieben; die Notenban k befand 
sich in Wien und somit außerhal b des Einflußbereich s der tschechoslowaki -
schen Regierung . Dahe r wurde auch die Tschechoslowake i in den inflationä -
ren Strude l hineingezogen , der während des Ersten Weltkrieges durch Wien 
in Gan g gesetzt worden war, weil man versucht hatte , den Krieg durch Erhö -
hung der Geldmeng e zu finanzieren. 10 

Mitt e Dezembe r 1918 beschloß die tschechoslowakisch e Regierun g auf 
Antrag von Finanzministe r Alois Rasin, die neuen 10 000-Kronen-Note n der 
Österreichisch-Ungarische n Notenban k auf ihrem Gebie t nich t anzuerkennen . 
Die alte Kronenwährun g wurde aber weiterhin beibehalten . Diese Nicht -
anerkennun g neuer inflationärer ' Banknote n kann als erster konkrete r Schrit t 
zu einer Währungsrefor m betrachte t werden, obwohl man mit der Planun g der 
eigentliche n Reform erst im Janua r 1919 begann. " 

Da die Hyperinflatio n der österreichisch-ungarische n Kron e keine Anzei-
chen zur Beruhigun g zeigte, hatt e für Rasin die Schaffung einer eigenen 
tschechoslowakische n Währun g Priorität.' 2 Die Währungsrefor m wurde auf 
den Zeitrau m vom 3. bis 9. März 1919 angesetzt , wodurch dem Planungssta b 
eine Frist von drei Monate n verblieb, um sie bis ins letzte Detai l vorzuberei-
ten. 13 Da der Druc k eigener Banknote n bei großen US-amerikanische n Firme n 
mindesten s sechs Monat e in Anspruch genomme n hätte , entschlosse n sich 
Rasin und seine Mitarbeite r dazu, die österreichisch-ungarische n Banknote n 
auf tschechoslowakische m Hoheitsgebie t markiere n zu lassen. Diese Vor-
gangsweise entsprich t dem sogenannte n Territorialprinzip. 14 Die Markierun g 
der Banknote n erfolgte durch Klebemarken , die schwieriger zu fälschen wa-
ren als Stempelaufdrucke . Eine Ausnahm e bildeten die 1000-Kronen-Noten , 
welche zentra l und bereits vor der eigentliche n Klebeaktio n mit einem viel-
farbigen Stempe l markier t wurden. Beklebt wurden alle Banknote n außer den 
Ein- und Zwei-Kronenscheinen , weil sonst weitere 250 Millione n Klebemar -
ken hätte n produzier t werden müssen. Außerdem hätt e erst ein Schmugge l 
immense r Mengen dieser unmarkier t gebliebenen Banknote n einen einiger-

RASIN , Müj financni  plan (wie Anm. 2), S. 35. 
1 1 LEOPOL D (wie Anm. 2), S. 32. 
12 Narodn i Listy, 1.1. 1919. 
13 RASIN , Financn i hospodařsk a politika (wie Anm. 2), S. 34. 
14 Beim Territorialprinzi p werden alle in einem Staatsgebie t befindliche n Banknote n mar-

kiert, wogegen beim Personalprinzi p eine definiert e Personengrupp e zu Umtausc h re-
spektive Markierun g ihres Gelde s zugelassen wird. 
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maßen profitablen Gewinn gebracht . So blieb die Gefah r eines groß angeleg-
ten Schmuggels mit kleinen Banknote n eher unwahrscheinlich. 15 

Die Kennzeichnun g war aber nicht die einzige Maßnahm e der Währungs-
reform. Zwei weitere Entscheidunge n besaßen zentral e Bedeutung : 

Ersten s wurde eine Stempelgebüh r auf die zu beklebende n Banknote n er-
hoben . Sie betrug ein Prozen t des Nominalwerte s der entsprechende n Not e 
und wurde direkt am Ort, wo die Banknote n markier t wurden, durch die Be-
hörde n eingezogen. Diese Gebüh r diente der Finanzierun g der Reformmaß -
nahmen. 16 

Zweiten s wurde eine Zwangsanleih e angeordnet , welche einen massiven 
Eingriff in die Geldwertvermöge n der Bevölkerung mit sich brachte . Diese 
Anleihe hatt e zwei Ziele: Einerseit s wurde die zu markierend e Geldmeng e 
eingeschränk t und andererseit s -  was viel wichtiger war -  sollte durch eine 
Geldmengenreduktio n um 50 Prozen t die ,neue ' tschechoslowakisch e Wäh-
rung an Wert gewinnen. Die Hälfte des zur Markierun g vorgelegten Gelde s 
wurde von den Behörde n eingezogen und der Betrag auf einem Einlageschei n 
vermerkt . Dieser Schein sollte zu einem Prozen t verzinst werden, hatt e eine 
Laufzeit von maximal 30 Jahren und konnt e jederzeit von der Regierun g 
aufgekauft werden. Bei sozialen Härtefälle n sollte eine vorzeitige Rückgabe 
des Gelde s erfolgen. Rasin hatt e ursprünglic h verlangt, daß 80 Prozen t des 
Gelde s zurückbehalte n werden sollten, scheitert e jedoch mit diesem Anliegen 
am Widerstand seines Planungsstabs. 17 

Die Zwangsanleih e besaß zwei Funktionen . Einerseit s trug sie dazu bei, 
dem jungen Staat die nötige Liquiditä t zu verschaffen und seine Ausgaben zu 
finanzieren . Andererseit s diente sie zur Finanzierun g der Rückzahlun g von 
Teilen der Vermögenssteuer , die 1919 erhoben wurde, und bewirkte, daß die 
Zwangsanleih e nich t wie die Kriegsanleihe n auf andere Persone n übertragba r 
war und somit einen Handelswer t erhielt. 18 

Um das Territorialprinzi p zu gewährleisten , wurden die Grenze n der 
Tschechoslowake i geschlossen. Vom 26. Februa r -  dem Tag, als das Wäh-
rungsgesetz vom Parlamen t verabschiede t wurde -  bis zum 9. März -  dem 
Ende der Klebeaktio n - waren sowohl der Personenverkeh r als auch der Wa-
renaustausc h unterbrochen . Durc h diese Maßnahm e sollte ein Kapitalstro m 
aus den inflationsgeplagte n Nachfolgestaate n Österreich-Ungarn s unterbun -
den werden. 19 

Ein weiterer wichtiger Punkt , der das Einströme n spekulativen Kapital s in 
die Tschechoslowake i verhinder n sollte, war die strikte Geheimhaltun g der 
Reformplanung . Selbst die Österreichisch-Ungarisch e Bank, die als Emissi-
onsbank eigentlich die Entscheidungsgewal t über die betroffenen Banknote n 

RASIN , Můj financn i plan (wie Anm. 2), S. 54. 
16 SÚA MF , cj. 3030, kart. 142, S. 7. 
17 RASIN , Můj financn i plan (wie Anm. 2), S. 59. 
18 RASIN , Financn i hospodařsk á politika (wie Anm. 2), S. 34 
19 SÜA MF , cj. 3030, kart. 12, S. 12. 
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besaß, wurde von Rasin überhaupt nicht über sein Vorgehen informiert, son-
dern erfuhr am 26. Februar 1919 aus den Zeitungen von der Währungsreform, 
wie aus einem Protesttelegramm des Direktors der Österreichisch-Ungari-
schen Bank an Rasin hervorgeht.20 

Einen Sonderfall bei der Durchführung der Reform stellten die Slowakei 
und die Karpatoukraine dar, weshalb bereits während der Planung spezielle 
Vorkehrungen getroffen werden mußten. Während der Herrschaft der Habs-
burger waren diese Gebiete nicht im gleichen Maß mit Geldinstituten und 
Verwaltungsorganen ausgestattet worden wie Böhmen und Mähren. Ende 
1918 existierten in der Slowakei 193 madjarische und 33 slowakische Geldin-
stitute.21 Auf die madjarischen Geldinstitute glaubte sich das Finanzministeri-
um aber nur begrenzt verlassen zu können, weil die Madjaren durch ihre Ab-
neigung gegenüber dem neuen Staat, in welchem sie nur eine Minderheit dar-
stellten, als nicht kooperativ eingestuft wurden. Außerdem wanderten immer 
mehr madjarische Beamte nach Ungarn ab. Aus diesem Grund schickte das 
Finanzministerium 300 tschechische Beamte in die Slowakei.22 Außerdem 
wurden bereits im Vorfeld 5,5 Millionen Banknoten in Prag mit Marken be-
klebt, welche während der Währungsreform in die Slowakei transportiert 
wurden, um den Austausch des Geldes zu beschleunigen.23 

Komplikat ionen der Währungsreform von 1919 

Bereits im Vorfeld der Währungsreform, das heißt vor dem 26. Februar, 
kam es zu ersten Problemen. Als besonders schwerwiegend wurde angesehen, 
daß die Geheimhaltung, der während der Planung sehr viel Gewicht beige-
messen wurde, nur begrenzt aufrecht erhalten werden konnte. Seit dem 10. 
Februar tauchten in den Zeitungen vermehrt Andeutungen über bevorstehen-
de Währungsmaßnahmen auf. Den Auftakt machte das deutschsprachige Pra-
ger Tagblatt24, das nicht nur über die Verwendung von Klebemarken berich-
tete, sondern auch die 50-prozentige Zwangsanleihe ankündigte. Als konkre-
tes Datum wurde der 21. Februar genannber, daß die Planung kurzfristig um 
eine Woche verlängert werden mußte25, so wird klar, daß recht detaillierte 
Informationen nach außen gedrungen set. Zwar erwies sich diese letzte An-
gabe als nicht zutreffend, bedenkt man ain müssen. 

Nur einen Tag später zogen die tschechischsprachigen Národní Listy - das 
Hausblatt Rasins - nach.26 Die Zeitung blieb in ihren Beschreibungen vage 

SUA MF, cj. 3650, kart. 142, S. 1. 
Ivan Thurzo: Vyvoj penazanctva na Slovensku od politickeho prievratu do roku 1928 
[Die Entwicklung des Geldwesens in der Slowakei vom politischen Umsturz bis 1928], 
in: Almanach ceskoslovenskeho penezenstvi, Praha 1928, S. 277-296, hier S. 278. 
Národni Listy, 16.3.1919. 
LEOPOLD (wie Anm. 2), S. 34 f. 
Prager Tagblatt, 10. 2. 1919, Abend-Ausgabe. 
LEOPOLD (wie Anm. 2), S. 31. 
Národni Listy, 11.2. 1919. 
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und wurde erst vier Tage später konkreter . Am darauffolgende n Tag wurden 
aber alle Angaben wieder dementiert , was auf den Einfluß Rasins zurückge-
führt werden muß . 

Obwohl also Angaben über die bevorstehend e Währungsrefor m nach au-
ßen gelangt sind, blieb der Schade n gering. In der Bevölkerung waren keine 
Anzeichen eines veränderte n Kaufverhalten s zu erkennen , und auch die Ös-
terreichisch-Ungarisch e Bank begann keinerle i Maßnahme n gegen eine Wäh-
rungsreform vorzubereiten. 27 

Problem e tauchte n während der Markierungsaktio n in der Slowakei und 
der Karpatoukrain e auf. Trotz der bereits genannte n Sondermaßnahme n ver-
zögerte sich dort die ganze Klebeaktion . Der Grun d lag in dem anhaltende n 
Mangel an genügend Austauschstellen . Da die Währungsrefor m in der vorge-
gebenen Zeit bis zum 9. März nich t abgeschlossen werden konnte , wurde für 
die Slowakei eine Verlängerun g von zehn Tagen verfügt.28 In der Karpato -
ukraine verzögerte sie sich noch deutlich länger, so daß dort die neue tsche-
choslowakisch e Währun g erst am 12. Oktober 1920 - also mit weit über ei-
nem Jahr Verspätung - definitiv eingeführt werden konnte . Zu diesem Zeit-
punkt wurden die alten österreichisch-ungarische n Krone n jedoch nich t mehr 
markiert , sondern direkt in die neuen tschechoslowakische n Krone n umge-
tauscht . Um den Schmuggel von alten Banknote n aus andere n Gebiete n des 
ehemaligen Österreich-Ungar n in Grenze n zu halten , wurden verschieden e 
Tauschkurs e für den Wechsel von Banknote n festgesetzt, wobei die Höh e der 
Spareinlage n an bestimmte n Stichtage n zur Grundlag e genomme n wurde. 29 

Ein weiteres Problem stellte die Fälschun g von Klebemarke n dar. Je länger 
die Einführun g eigener tschechoslowakische r Banknote n auf sich warten ließ, 
desto besser konnte n die Fälsche r alte Banknote n mit gefälschten Marken 
bekleben und in Umlau f bringen. Die neuen tschechoslowakische n Banknote n 
wurden schließlich planmäßi g im Novembe r 1919 eingeführt ; die beklebten 
Banknote n blieben aber noch bis zum 31. Dezembe r 1919 in Umlauf . Beson-
ders problematisc h waren die Fälschunge n in Gebieten , die von der tschecho -
slowakischen Administratio n nich t genügend kontrollier t werden konnten , 
wie beispielsweise im Teschene r Gebie t und in der Karpatoukraine . Einerseit s 
wurden dort größere Mengen von alten Banknote n hereingeschmuggelt , wes-
wegen beispielsweise Schlesien eine Verstärkung des Grenzwachtregimente s 
beantragte. 30 Andererseit s florierte auch die Tätigkeit von Fälscher n im In-
land, welche mit den Schmugglern zusammenarbeiteten . Bis 1921 belief sich 
die Gesamtsumm e der beschlagnahmte n gefälschten Klebemarke n auf 183 
Millione n Kronen. 31 

27 SUA MF , cj. 3650, kart. 142, S. 1. 
2 8 SETRILOV Ä (wie Anm. 4), S. 81. 
2 9 Nařizen í c. 468, sb. z. a. naf. 
3 0 SÜAMF , cj. 1921/115519 , kart. 536 
31 SÜA MF , cj. 1921/60414 , kart. 562. 
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Die weitaus größte Komplikatio n im Zusammenhan g mit der Währungsre -
form von 1919 bildete aber der Ausbruch von Unruhe n in den sudetendeut -
schen Gebieten . Wie die Madjare n in der Slowakei, so wurden die Deutsche n 
durc h die Gründun g der Tschechoslowake i zur Minderhei t in der neue n Re-
publik. Ihr e Versuche , einen höhere n Gra d an Autonomi e zu erlangen , blie-
ben aber erfolglos. Seit Dezembe r 1918, nachde m ein Anschlußversuc h an 
Deutschösterreic h von der tschechoslowakische n Armee unterdrück t worden 
war, rückt e ein politische s Mitspracherech t der deutsche n Minderhei t in weite 
Ferne . Auch wirtschaftlic h verschärfte sich die Situatio n vieler Deutschspra -
chiger. Die Währungsrefor m sah nämlic h eine Bearbeitungsgebüh r auf 
Kriegsanleihe n und Kassenobligatione n der Österreichisch-Ungarische n Bank 
vor. Die Kriegsanleihe n unterlage n zudem einer Vermögenszuwachssteuer. 32 

Da vor allem Deutsch e in Böhmen , die an einen Sieg der Mittelmächt e ge-
glaubt hatten , zu den Eigentümer n solcher Anleihen und Obligatione n gehör-
ten , waren sie die Hauptbetroffene n dieser Regelungen . 

Aus dem Gesagte n läßt sich erkennen , daß es für die deutsch e Minderhei t 
zum Zeitpunk t der Markierungsaktio n durchau s Anlaß zu Unmu t gab. De r 
erste Tag der Klebeaktio n verlief in den sudetendeutsche n Gebiete n zwar 
noc h ohn e Komplikationen , doch bereit s am zweiten kam es dort zu gewalt-
tätigen Demonstrationen . Währen d diese Demonstratione n aus der Sicht der 
tschechischsprachige n Národní Listy ihren Ursprun g in der Unzufriedenhei t 
der deutsche n Bevölkerun g mit der Währungsrefor m hatten , sprach das 
deutschsprachig e Prager Tagblatt 34 von einem sudetendeutsche n Aktionsta g 
für meh r Autonomie . Auch wenn dieser Aktionsta g unabhängi g von der Wäh-
rungsrefor m geplant worden war, so muß der Reform doch eine Katalysator -
wirkung bei den Ausschreitunge n beigemessen werden . 

Die Lage in den sudetendeutsche n Gebiete n eskalierte , als am 4. Mär z 
Gendarmeri e und Armee zur Auflösung der Demonstratione n eingesetz t wur-
den . In einer Reih e von Orte n kam es zu Schußwechseln , wobei es auf beiden 
Seiten Tot e und Verletzte zu beklagen gab. Durc h das hart e Vorgehen konnt e 
die Lage in den Sudetengebiete n zwar unte r Kontroll e gebrach t werden , doch 
das Verhältni s zwischen der deutsche n Minderhei t und der tschechoslowaki -
schen Regierun g war auf Jahr e hinau s gestört . In der Slowakei kam es zu 
keinen Demonstratione n seitens der madjarische n Minderheit , weil die tsche-
choslowakisch e Regierun g am 5. Mär z 1919 präventi v den Ausnahmezustan d 
ausrief.35 

Zákon c. 84, sb. z. a naf. 
Narodn i Listy, 5.3.1919. 
Prager Tagblatt , 5.3.1919, Abend-Ausgabe . 
Miroslav Buchvaldek , Josef Haubelt , Jan Havränek , Ivan Hlaväcek , Jaroslav Kaspar , 
Rober t Kvacek, Eduar d Maur , Karel Novotny , Rostislav Novy, Toma s Pasäk, Jifi 
Sláma, Jiří Svoboda, Ota Urban , Zdene k Urban : Dejiny Ceskoslovenska v datec h [Ge -
schicht e der Tschechoslowake i in Daten] , Prah a 1968, S. 297. 
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Die kommunis t i sche Währungsreform 1953 
Die Zeit zwischen 1948 und 1953 stand im Zeichen der Festigung der 

Macht der tschechoslowakischen Kommunistischen Partei (KSC). Politisch 
verfolgten die neuen Machthaber eine klare Orientierung hin zur Sowjetuni-
on. Doch auch die Sowjetunion ihrerseits machte verstärkt ihren Einfluß in 
Ostmitteleuropa geltend. So wurden ab 1949 sowjetische Berater in die 
Tschechoslowakei entsandt, die in den wichtigen Ministerien (für Landwirt-
schaft, Verteidigung und später auch Wirtschaft) ihre geratende' Funktion 
ausübten. Ab 1952 wurde die Zahl der sowjetischen Berater auf Verlangen 
der tschechoslowakischen Regierung massiv aufgestockt. Nur zwei Jahre spä-
ter begann aber ihre Zahl wieder zu sinken.36 

Auch auf der wirtschaftlichen Ebene sollte sich die Tschechoslowakei zur 
Sowjetunion hin umorientieren. Zwar waren seit 1945 erste Schritte in Rich-
tung einer staatlich gelenkten Wirtschaft vollzogen worden, wie beispielswei-
se durch die Verstaatlichung verschiedener Wirtschaftssektoren, doch die 
eigentliche Einführung der Planwirtschaft begann erst 1948, als der erste 
Fünfjahrplan in Kraft gesetzt wurde. Mit diesem Plan begann sich die Tsche-
choslowakei vom westlichen Wirtschaftssystem abzuschotten und an die 
UdSSR zu binden. Die wichtigsten Ziele des Fünfjahrplanes waren der Aus-
bau der Schwerindustrie und die Kollektivierung der Landwirtschaft, wobei 
auf die makroökonomischen Besonderheiten des Landes keine Rücksicht 
genommen wurde. Prosperierende Wirtschaftssektoren wurden benachteiligt 
und die Schwerindustrie aufgebläht, was im Endeffekt das Wirtschaftswachs-
tum schrumpfen ließ." 

Die Zeit des ersten Fünfjahrplans wurde zu einer kontinuierlichen wirt-
schaftlichen Krisenzeit. Einerseits konnten die negativen Auswirkungen der 
Kriegswirtschaft nur ungenügend beseitigt werden. Andererseits folgten der 
grundlegenden Abkehr von einer in Ansätzen funktionierenden Marktwirt-
schaft offensichtliche Versorgungsengpässe. Der Plan konnte zu keinem Zeit-
punkt erfüllt werden, und das war der KSC durchaus bewußt.38 

Parallel zur Abschaffung der Marktwirtschaft mußten die Folgen der 
Kriegswirtschaft, welche das deutsche Protektoratsregime während des Zwei-
ten Weltkrieges eingeführt hatte, behoben werden. So bezogen noch 1953 
weite Teile der Bevölkerung Lebensmittel- und Kleiderkarten. Durch die 
Weiterführung zentraler Bestandteile der Kriegswirtschaft auch acht Jahre 
nach Kriegsende ließ die Motivation der Arbeiterschaft nach, das Plansoll in 
ihren Fabriken zu erreichen. Die schlechte Kooperation zwischen den Fabri-
ken und der staatlichen Administration trug zur Verschärfung der Versor-

KAREL KAPLAN: Sovetsti poradci v Ceskoslovensku 1949-1956 [Sowjetische Berater in 
der Tschechoslowakei], Praha 1993 (Sesity Ustavu pro soudobe dejiny, sv. 14), S. 62 f. 
KAREL KAPLAN: K vysledküm prve petiletky [Zu den Ergebnissen des ersten Fünfjahr-
planes], in: Ceskoslovensky casopis historicky 13 (1965), S. 171-175. 
A ÜV KSC fond c. 02/1, sv. 34, aj. 318, S. 2-6. 
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gungsengpässe bei. Zurückgehende Arbeitsmotivation und Versorgungseng-
pässe beeinflußten sich wechselseitig, und dies äußerte sich in einer Abwärts-
spirale des wirtschaftlichen Outputs.39 

Doch nicht nur die Kriegswirtschaft hatte ihre Spuren im tschechoslowaki-
schen Wirtschaftssystem hinterlassen, sondern auch die Änderungen im Wäh-
rungssystem. Seit der Errichtung des Protektorats Böhmen und Mähren im 
März 1939 galt die Reichsmark neben der tschechoslowakischen Krone als 
reguläres Zahlungsmittel. Während des Zweiten Weltkriegs erlitt die tsche-
choslowakische Krone große Verluste gegenüber der Reichsmark, weil sich 
die Reichsbank immer mehr Gold von den tschechoslowakischen Währungs-
reserven aneignete, um die Kriegskosten zu finanzieren. In der Slowakei wie-
derum wurde seit 1939 eine eigene Währung eingeführt, die den ganzen 
Krieg hindurch als einziges Zahlungsmittel aufrechterhalten wurde.40 

Nach dem Ende des Krieges mußte die Währung in der wiedererrichteten 
Tschechoslowakei vereinheitlicht werden. Die fremden Währungen wurden 
schrittweise aus dem Verkehr gezogen und eine einheitliche tschechoslowaki-
sche Krone an Stelle der slowakischen und der Protektoratskrone in Umlauf 
gebracht. Beim Umtausch der alten in die neuen Kronen durfte ähnlich wie 
bei der Reform Rasins nur ein fester Betrag gewechselt werden, der Rest 
mußte auf ein nichtverzinsliches Sperrkonto eingezahlt werden. Zwar konnte 
durch diese Maßnahme die Finanzstruktur vereinheitlicht werden, doch die 
Sperrkonten blieben bis 1953 bestehen. Somit herrschte auch nach 1945 keine 
vollständig intakte Währungssituation.41 

Die anhaltende Wirtschaftskrise bewog die KSC dazu, ihre Wirtschaftspo-
litik zu korrigieren. Die Korrektur stand auf zwei Hauptpfeilern: einerseits 
einer Marktreform und andererseits einer Währungsreform, die beide zum 
gleichen Zeitpunkt - dem 1. Juni 1953 - durchgeführt werden sollten. 

Die Marktreform hatte zum Ziel, das Rationierungskartensystem endgültig 
aufzuheben. Seit November 1952 wurden zwar die Rationierungskarten 
schrittweise eingezogen und zugleich der Empfängerkreis reduziert, doch 
sollte die Reform die Rationierung völlig ablösen. Außerdem schlug die Pla-
nungskommission vor, den sogenannten „dualen Markt", der aus einem staat-
lichen und einem privaten Markt bestand, abzuschaffen und Einheitspreise für 
alle Produkte festzusetzen. Dieser Vorgang hatte den Zweck, die noch beste-
henden kleinen und mittleren Unternehmer ihrer Existenz zu berauben und sie 
zu zwingen, sich in das staatliche Wirtschaftsplanungssystem einzugliedern.42 

Die Währungsreform wiederum zielte unter anderem darauf ab, die beste-
hende Inflation zu bekämpfen. Durch die Versorgungsengpässe und die Ra-

A ÜV KSC fond c. 02/1, sv. 34, aj. 315, S. 8. 
KAREL PÜLPÄN: Nästin ceskych a ceskoslovenskych hospodäfskych dejin do roku 1990 
[Abriß der tschechischen und tschechoslowakischen Wirtschaftsgeschichte bis 1990], 
Praha 1993, S. 213 f. 
PÜLPÄN (wie Anm. 40), S. 331. 
A ÜV KSC fond c. 02/1, sv. 34, aj. 318, S. 2-6. 
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tionierungskarten verlor das Geld an Tauschwert, so daß die Bevölkerung das 
Geld sparte, bis es in ,besseren' Zeiten wieder an Wert gewinnen würde. Den 
Geldmengenüberschuß versuchte nun die Regierung durch eine Währungsre-
form abzuschöpfen und somit den Geldwert zu ihren Gunsten zu steigern. 

Die Reduktion der Geldmenge erfolgte über den Wechselkurs von altem zu 
neuem Geld, der auf einer vielschichtigen Umrechnungsgrundlage basierte: Pro 
Person, die in einem verstaatlichten Betrieb arbeitete, konnte Bargeld bis zu 
300 Kronen im Verhältnis von 5:1 gewechselt werden, Beträge über 300 Kro-
nen wurden hingegen im Verhältnis 50:1 getauscht. Angesichts der Tatsache, 
daß für die staatlich festgesetzten Handelspreise eine Preisreduktion von gene-
rell 31% vorgesehen war, mußte dies zu realen Vermögensverlusten führen. 
Personen, welche im Privatsektor arbeiteten und somit gemäß der kommunisti-
schen Terminologie der Bourgeoisie' angehörten, mußten ihr ganzes Bargeld 
ausschließlich im schlechteren Verhältnis wechseln. Für Spareinlagen galt ein 
vorteilhafterer Kurs. So wurden Guthaben bis 5000 Kronen im Verhältnis 5:1 
gewechselt, wogegen höhere Einlagen einem abgestuft schlechteren Kurs un-
terlagen, der bei Beträgen über 30 000 Kronen schließlich bei 30:1 lag. 

Mit Hilfe der Währungs- wie der Marktreform sollte die führende Markt-
position der staatlichen Betriebe gefestigt und der Privatsektor finanziell aus-
getrocknet werden. So bekamen Privatfirmen für ihr Barvermögen einen 
weitaus unvorteilhafteren Kurs als die staatlichen, was im Endeffekt für erste-
re eine reale Vermögenseinbuße bedeutete. Während Staatsbetriebe ihre Ver-
mögen im Verhältnis 1:1 umtauschen durften (im Hinblick auf die Reduktion 
der staatlichen Preise bedeutete dies einen Vermögenszuwachs), wurde für 
Vermögen der privaten Unternehmen mit Ausnahme der Einlagen für die 
Löhne der Arbeiter ein Tauschverhältnis von 50:1 angeordnet.43 

Die obligatorischen Guthaben, welche während der Währungsreform von 
1945 eingefroren worden waren, verfielen mit dem Beginn der Währungsre-
form am 1. Juni 1953 ersatzlos. Diesen Schritt begründete die Regierung da-
mit, daß diese Beträge ohnehin nur im Besitz von kapitalistischen Subjekten' 
seien. 

Schließlich wurde die neue Krone an den sowjetischen Rubel gebunden, 
wogegen sich die alte Krone am US-Dollar orientiert hatte. Dieser Wechsel 
der Leitwährung war ein weiterer Schritt, um die Tschechoslowakei in den 
Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe zu integrieren.44 

K o m p l i k a t i o n e n de r k o m m u n i s t i s c h e n W ä h r u n g s r e f o r m 
v o n 1953 

Wie 1919 unterlag auch die kommunistische Währungsreform der Ge-
heimhaltung, um ein möglichst ruhiges Verhalten der Wirtschaftssubjekte 
sicherzustellen. Dennoch kam es Mitte Mai, also vierzehn Tage vor der Re-

A ÜV KSC fond c. 02/1, sv. 36, aj. 332, S. 4-6 
A ÜV KSC fond c. 02/1, sv. 36, aj. 322, S. 5. 
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form, zu einer Kaufpani k unte r der Bevölkerung. Ausgelöst wurde diese, weil 
der Zahlta g auf die unüblich e Zeit vom 15. bis 20. Mai 1953 vorverlegt wor-
den war. Der tschechoslowakisch e Geheimdiens t (STB) notiert e in dieser Zeit 
Gerüchte , welche von einer bevorstehende n Währungsrefor m mit Wechsel-
kursen von 10:1 bis 1000:1 sprachen. 45 Groß e Teile der Bevölkerung versuch-
ten, ihr Barvermögen in Realgüte r umzuwandeln . Besonder s Produkt e wie 
Kleider , Möbel und Elektrogerät e wurden gekauft, aber auch Alkohol und 
lagerfähige Lebensmitte l erfreuten sich großer Beliebtheit . Am ersten Tag der 
Kaufpani k stieg der Umsat z gesamtstaatlic h auf das Doppelt e eines gewöhn-
lichen Tages.46 

Die massive Nachfrag e hatt e zur Folge, daß nicht nur die Bevölkerung, 
sondern auch viele Händle r ihr wirtschaftliche s Verhalten änderten . Zahlrei -
che Geschäft e lagerten eigenmächti g stark nachgefragt e Produkt e ein und bo-
ten vermehr t Ladenhüte r zum Verkauf an. Dies und die größere Nachfrag e 
nach Lebensmittel n verschärften die Versorgungssituation . Die Mengen an 
Gütern , die von den Händler n eingelagert wurden, waren beträchtlich . Sie 
reichte n zum Beispiel von 300 000 Stück Zigarette n über Lederwaren im 
Wert von 100 000 Krone n bis zu 42 Kisten Seife.47 

Da der Geheimdiens t Ermittlunge n über illegale Hortunge n auch nach dem 
Abschluß der Währungsrefor m anstellte , mußte n die gehortete n Waren ver-
steckt bleiben. So wollten die Händle r verhindern , daß sie durch plötzlich e 
Änderunge n in ihrem Warenbestan d auf sich aufmerksam machten . Weil da-
durch diese Reserven nur langsam zurückflossen , hielten in einzelne n Bezir-
ken die Versorgungsengpässe auch nach der Reform noch an. Doc h auch die 
weiterhin schlech t funktionierend e Arbeit der Verteilerzentrale n war für den 
anhaltende n Versorgungsnotstan d verantwortlich. 48 

Nich t zuletzt die Kaufpani k zwei Wochen vor der eigentliche n Währungs-
reform mußt e erkenne n lassen, daß die Bevölkerung solch einschneidend e 
Maßnahmen , wie sie vorgesehen waren, nich t einfach akzeptiere n würde. 
Deswegen ließ die Regierun g für den Zeitpunk t der Währungsrefor m die 
Volksmiliz in Alarmbereitschaf t versetzen. Zwar blieb das Wochenend e zwi-
schen der Bekanntmachun g und dem ersten Wechseltag, abgesehen von der 
erhöhte n Kauftätigkeit , ruhig, doch dies begann sich mit dem ersten Wech-
seltag zu ändern. 49 

Am 1. Juni 1953 kam es in verschiedene n Fabrike n der Tschechoslowake i 
zu Streiks und Arbeitsniederlegungen . Betroffen waren vor allem Betriebe 
der Kohle- und Schwerindustri e in den großen Städten . So streikten beispiels-
weise zehn Prozen t der Belegschaft der CKD Stalingrad in Prag und etwa 

A ÚV KSC A. Novotny . Měnov á Reforma , Podklad y a kopie dokument ů pro. A. 
Novotneho , nezpracovan ý fond. 
JIRÁSEK , Cůla  (wie Anm. 6), S. 50-53 . 
A UV KSC fond c. 20/5 , sv. 61, aj. 164, S. 17-23 . 
A UV KSC, A. Novotny . Menov ä Reform a (wie Anm. 45). 
Ebenda . 
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fünf Prozent der Arbeiter in den Skoda-Werken (den damaligen Lenin-
Werken) in Pilsen. Ausgelöst hatte die Streikwelle der Umstand, daß die Ar-
beiter entgegen den Versprechungen vom 29. Mai 1953 den Lohn für die 
zweite Maihälfte im Verhältnis 50:1 anstatt 1:1 ausgezahlt erhielten. Doch 
auch generell fühlten sich große Teile der Bevölkerung ungerecht behandelt.50 

Die Streikwelle begann sich auszubreiten, und am 4. Juni traten bereits in 
elf Städten Fabrikarbeiter in den Ausstand. Vielerorts dauerten die Streiks 
nicht länger als einen Tag, teilweise wurde die Arbeit auch nur für wenige 
Stunden niedergelegt. In den größeren Städten gingen die Arbeiter aber auf 
die Straße und versuchten, durch Demonstrationszüge Arbeiter aus anderen 
Fabriken zu überzeugen, sich ihnen anzuschließen.51 

Die Lenin-Werke in Pilsen stellten in vielerlei Hinsicht einen Sonderfall 
unter den Unruheherden dar, da sich aus dieser Streikbewegung ein antikom-
munistischer Aufstand entwickelte. Wie erwähnt, begann am 1. Juni ein 
Streik in der Fabrik, in dessen Folge die Arbeiter demonstrierend durch Pilsen 
zogen. Auf dem Rathausplatz schwoll die Menge auf 1000 Personen an. Zur 
Beruhigung der Lage schickte die Kreisverwaltung 300 Agitatoren los, die 
jedoch kläglich scheiterten, während die Zahl der Demonstrierenden auf meh-
rere Tausend anwuchs. Die Kreisverwaltung versuchte nun, Kommunisten 
aus den umliegenden Fabriken zu mobilisieren, doch die Direktoren weiger-
ten sich, diesem Befehl nachzukommen, weil sie den Verlust der Kontrolle 
über ihre Fabriken befürchteten.52 

Die Lage auf dem Rathausplatz eskalierte; die Demonstranten begannen 
sich mit den aufgebotenen kommunistischen Agitatoren zu prügeln. Außer-
dem gelang es ihnen, begünstigt durch die Passivität des Kaders der Kreis-
verwaltung53, in das Gebäude einzudringen und dort alle Insignien kommuni-
stischer Macht wie Büsten, Bilder oder die sowjetische Flagge zu zerstören, 
an deren Stelle sie ein großes Porträt des ehemaligen Präsidenten Benes auf-
hängten. Zudem bemächtigten sie sich des im Rathaus stationierten städti-
schen Rundfunks und sendeten von dort antikommunistische Parolen. Zwar 
löste sich der Demonstrationszug in den Mittagsstunden teilweise auf, doch 
am Nachmittag versammelten sich gemäß kommunistischen Schätzungen 
erneut an die 12 000 Personen.54 

50 A ÜV KSC, A. Novotny. Menovä Reforma, Podklady a kopie dokumentü pro. A. 
Novotneho, nezpracovany fond. Pfehled o srocenich v jednotlivych zävodech. 

51 A ÜV KSC, A. Novotny. Menovä Reforma (wie Anm. 45) 
52 A ÜV KSC, fond 02/3, sv. 43, aj. 231, S. 47. 
53 

In der nachfolgenden Untersuchung zu den Ereignissen von Pilsen verteidigte der Vor-
sitzende der Kreisverwaltung seine Passivität. In den Dokumenten des Zentralkomitees 
findet sich folgende Stelle: „Daß wir [das Zentralkomitee] immer davon redeten, wie 
die Kapitalisten auf Arbeiter schießen, so konnte er [der Vorsitzende des Kreisausschus-
ses] etwas Ähnliches nicht zulassen!" A ÜV KSC, fond 02/3, sv. 43, aj. 231, S. 5. 

54 A ÜV KSC, fond 02/3, sv. 43, aj. 231, S. 5. 
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Da die Kreisverwaltung der Lage nicht Herr wurde, entsandte das Zentral-
komitee Volksmiliz- und Armee-Einheiten aus Prag nach Pilsen, wo diese am 
Abend eintrafen. Die Demonstranten auf dem Rathausplatz erfuhren aber von 
der bevorstehenden Ankunft der bewaffneten Einheiten und zerstreuten sich 
im Laufe des Abends. In den späten Abendstunden vertrieben schließlich 
Volksmiliz-Einheiten die letzten Demonstranten. Der Aufstand endete zwar 
am gleichen Tag, an welchem er angefangen hatte, trotzdem rief das Zentral-
komitee den Ausnahmezustand aus, der bis zum 17. Juni beibehalten und da-
nach noch verschärft55 wurde56. Der Streik in Pilsen dauerte somit nicht so 
lange wie in anderen Städten, war aber dafür um so heftiger. 

Betrachtet man die Akzeptanz der Währungsreform bei Einzelpersonen, so 
war diese ebenfalls gering. Die Stimmung am ersten Tag in den Warteschlan-
gen vor den Wechselstuben beschreibt das Innenministerium in seinem Be-
richt als schlecht. In den nächsten Tagen verbesserte sich gemäß Berichten 
der Staatssicherheit die Stimmung ein wenig, was den Angehörigen der Poli-
zei und der Volksmiliz zu verdanken sei, die den Wartenden helfend zur Seite 
stünden.57 Es ist aber eher anzunehmen, daß sich die Wartenden in Gegenwart 
der Sicherheitskräfte mit ihrem Unmut zurückhielten, als daß sich die Lage 
maßgeblich gebessert hätte. 

Einzelpersonen versuchten unterdessen durch Betrügereien ihr Vermögen 
zu einem besseren Kurs zu wechseln. So wurden beispielsweise Drittpersonen 
angestellt, welche gegen Entgelt einen Teil des Vermögens einer wohlhaben-
den Person wechseln gingen. Diese Praxis wurde auch von hohen kommuni-
stischen Funktionären angewendet, die teilweise immense Beträge wechsel-
ten.58 Wie gering die Akzeptanz der Reform selbst bei einem Teil der Partei-
funktionäre war, zeigt sich auch an dem Umstand, daß einige von ihnen Di-
rektiven des Zentralkomitees bezüglich der Währungsreform in ihren Bezir-
ken nur widerwillig und ineffizient ausführten. Es gibt sogar Hinweise auf 
Fälle, wo sich die Kaderpersonen offen gegen die Währungsreform gestellt 
haben. Vielfach handelte es sich dabei um Personen, welche größere Geld-
mengen besaßen und deswegen durch die Reform unmittelbar geschädigt 
wurden.59 

Daß der Ausnahmezustand nach dem 17. Juni 1953 verschärft wurde, hat ohne Zweifel 
mit dem Ausbruch der Unruhen in der DDR zu tun. Daraus kann nicht nur geschlossen 
werden, daß die Bevölkerung auch in anderen sozialistischen Staaten unzufrieden war, 
sondern auch, wie sensibel die tschechoslowakische Regierung auf die Krise im be-
nachbarten Bruderstaat reagierte. Es läßt sich auch erkennen, daß die Regierung die 
Kontrolle über den Staat noch nicht als hinreichend gefestigt ansah. 
A ÜV KSC, fond 02/8, sv. 38, aj. 223, S. 34. 
MVN, kart. 258. 
A ÜV KSC, fond 05/1, sv. 379, aj. 2302, S. 1 f. 
A ÜV KSC, A. Novotny. Menovä Reforma (wie Anm. 45). 
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Die Währungsreform von 1993 
Im Juni 1992 beschlossen der tschechische Premierminister Vaclav Klaus 

und sein slowakischer Amtskollege Vladimir Meciar, den gemeinsamen Staat 
zum 1. Januar 1993 zu teilen. Zur gleichen Zeit begannen Verhandlungen 
zwischen den zwei Föderationsteilen über die Modalitäten der Trennung, die 
sich bis in den Dezember 1992 hinzogen.60 

Mit der Teilung der Tschechoslowakei befand sich das Land in einer ähnli-
chen Situation wie 1918, als sich die Tschechoslowakei von Österreich-
Ungarn löste. 1992 bestand der große Unterschied jedoch darin, daß die bei-
den Teilrepubliken die Trennung in bilateralen Verhandlungen festlegten. 
Neben den Trennungsmodalitäten im Hinblick auf gemeinsame bewegliche 
und unbewegliche Güter61 war vor allem die Errichtung einer Währungs- und 
Zollunion besonders für die Slowakei von größter Bedeutung. Diese Union 
sollte sicherstellen, daß der Gütertausch zwischen den beiden wirtschaftlich 
stark vernetzten Teilrepubliken ohne größere zusätzliche Kosten gewährlei-
stet blieb. Außerdem wurde die wirtschaftlich schwächere Volkswirtschaft -
in diesem Fall die der Slowakei - durch den gemeinsamen Währungskurs 
geldpolitisch gestützt. Doch die Währungsunion mußte auch Nachteile mit 
sich bringen. Beispielsweise wurden die Entscheidungsprozesse erschwert 
und verlangsamt. Außerdem mußten die beiden Unionsmitglieder auch einen 
teilweisen Verlust der geldpolitischen Souveränität in Form von Einschrän-
kungen der Fiskalpolitik in Kauf nehmen.62 

Aus diesen Gründen wurde die Währungsunion von vornherein zeitlich 
begrenzt und sollte in einer ersten Phase lediglich ein halbes Jahr lang dauern. 
Nach dem 30. Juni 1993 sollten beide Staaten eine eigene Währung in Um-
lauf bringen, wobei die Währungen weiterhin einem fixen internen Wechsel-
kurs von 1:1 unterliegen sollten. In einem letzten Schritt, für den kein Datum 
festgesetzt wurde, sollte dann der fixe Wechselkurs gelöst werden.63 

Der offizielle Fahrplan war somit festgelegt. In der Tschechischen Repu-
blik begann die Planung der Währungsreform sehr früh. Während der Wäh-
rungsunionsvertrag am 10. Oktober 1992 abgeschlossen wurde, waren die Re-
formszenarien bereits seit Sommer 1992 in Arbeit; so gab man den Druck von 
Klebemarken bereits am 30. Juli in Auftrag. Die Marken trafen im September 
1992, also noch vor dem Abschluß des Währungsunionsvertrages, in Prag ein. 

KAREL VODICKA: Koalitionsabsprache: Wir teilen den Staat! Wahlergebnisse und deren 
Folgen für die tschechoslowakische Staatlichkeit, in: Abschied von der Tschechoslowa-
kei, hrsg. von RÜDIGER KIPKE, KAREL VODICKA, Köln 1993, S. 77-107, hier S. 87 f. 
Bewegliche Güter, wie z.B. Eisenbahnwagen, wurden gemäß der Bevölkerungszahl (10 
Mill. Tschechen und 5 Mill. Slowaken) im Verhältnis 2:1 geteilt. Unbewegliche Güter, 
wie z.B. Gebäude, unterlagen dem Territorialprinzip und gehörten demzufolge dem 
Staat, auf dessen Gebiet sie sich befanden. 
KATERINA SMIDKOVÄ: The Czech-Slovak currency union, in: Prague Economic Papers 
3, Prague 1994, S. 231-245, hier S. 232. 
Neue Zürcher Zeitung, 27.10.1992. 
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Die Planung der Währungsreform, die vorzeitig auf Ende Januar terminiert 
wurde, hielt die tschechische Seite strikt geheim. Während der Währungsuni-
onsvertrag bilateral mit den Slowaken ausgehandelt wurde, hielt die tschechi-
sche Seite ihren Reformfahrplan vor den Medien wie auch gegenüber den 
Slowaken unter Verschluß. Erst nach dem Ende der Planungsphase Mitte 
Januar 1993 wurden die slowakischen Instanzen über das tschechische Vor-
gehen informiert. Während der folgenden Verhandlungen erreichte die slo-
wakische Seite, daß die Währungsreform um eine Woche auf den 4. bis 9. 
Februar 1993 verschoben wurde, damit sie mit ihren eigenen Vorbereitungen 
zum Abschluß kommen konnte.64 

Wie erwähnt, wurden die Banknoten - wie 1919 - mit Marken beklebt. Die 
Währungsreserven der tschechischen Banken und Sparkassen wurden bereits 
im Januar mit Klebemarken versehen, wogegen der Austausch der Vermögen 
für Personen mit permanentem Wohnsitz in der Tschechischen Republik auf 
die erste Februarwoche festgesetzt wurde. Unternehmen mit Hauptsitz in der 
Tschechischen Republik wiederum konnten ihre Barvermögen vom 7. bis 9. 
Februar eintauschen. Die Eingrenzung des Personenkreises entsprach dem 
Personalprinzip, das eine Grenzschließung während der Austauschphase nicht 
so dringlich machte. Dennoch wurde die Grenze zwischen der Tschechischen 
Republik und der Slowakei stärker überwacht, um größere Schmuggelaktio-
nen zu unterbinden.65 

Pro Person war eine maximale Tauschmenge von 4000 Kronen festgesetzt. 
Wollte jemand eine höhere Summe eintauschen, so mußte er den überschüs-
sigen Betrag auf sein Bankkonto einzahlen. Nach dem 8. Februar, dem Ende 
der Umtauschphase, konnte er den Betrag ohne Verluste und gekennzeichnet 
wieder von seinem Konto abheben. Privatkonten wurden nicht in Sperrkonten 
umgewandelt.66 

Gleichzeitig mit dem Währungsunionsvertrag wurde ein fixer Wechselkurs 
von 1:1 zwischen tschechischer und slowakischer Krone vereinbart. Durch die-
se Kursbindung wollte man einen Einbruch des Handelsvolumens zwischen 
den beiden Staaten verhindern und ihre politische Stabilität garantieren.67 

K o m p l i k a t i o n e n de r W ä h r u n g s r e f o r m v o n 1993 

Wie bei den vorangegangenen beiden Währungsreformen klappte auch 
1993 die Geheimhaltung der Planung nicht wie angestrebt. Erste Berichte 
über eine bevorstehende Trennung der Währungen erschienen in den ersten 
Januarwochen. So berichtete am 7. Januar 1993 beispielsweise die Mladá 
Fronta Dnes, daß die Banken mit der Kennzeichnung der Geldreserven be-

PROKOP (wie Anm. 8), S. 179 f. 
PEHE (wie Anm. 9), S. 28. 
Lidove Noviny, 5.2.1993. 
PEHE (wie Anm. 9), S. 28. 
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gonnen hätten. Rude Právo zog einen Tag später nach und verkündete das 
baldige Ende der Währungsunion.69 Fast synchron mit dem Ende der Pla-
nungsvorbereitungen und dem Beginn der Zusammenarbeit mit der slowaki-
schen Seite verdichteten sich die Informationen in der Presse. Es fällt jedoch 
auf, daß sich zu diesem Zeitpunkt vor allem slowakische Entscheidungsträger 
in der Presse zu Wort meldeten. So wies zum Beispiel der slowakische Pre-
mierminister Meciar in einem Interview schon früh auf eine vorzeitige Wäh-
rungstrennung zu Beginn des Februar hin, dementierte aber bereits am näch-
sten Tag seine Aussagen.7 Der Vizegouverneur der slowakischen Notenbank, 
Tkäc, äußerte sich zu einer vorzeitigen Währungstrennung in der Presse fol-
gendermaßen: „Laut Vizegouverneur Tkác begann die Slowakische Republik 
die Banknoten deswegen abzustempeln, weil die Tschechische Republik be-
reits seit zwei Wochen ohne ein vorangegangenes Abkommen abstempelt." 

Dieser offensichtliche Bruch der Geheimhaltung durch slowakische Akteu-
re legt den Schluß nahe, daß es sich dabei um eine Art Vergeltung für das 
einseitige Vorgehen der tschechischen Seite bei der Währungstrennung han-
delte, in welches die slowakische Seite erst in der Schlußphase mit einbezo-
gen wurde. Daß die Geheimhaltung gebrochen wurde, muß aber letztlich in 
Relation zu den Folgen gesehen werden: Diese Komplikation hatte keinen 
Einfluß auf das Verhalten der Wirtschaftssubjekte, wie dies beispielsweise 
1953 der Fall war. 

Eine Komplikation mit weitreichenderen Folgen stellte die Aufhebung des 
fixen Wechselkurses dar. Es muß aber vorangestellt werden, daß diese ,Kom-
plikation' von der tschechischen Seite bewußt herbeigeführt wurde und vor 
allem für die slowakische Seite negative Auswirkungen hatte. 

Am 4. Februar 1993 unterzeichneten die Vertreter der Tschechischen und 
der Slowakischen Republik ein Zahlungsabkommen, in welchem ein fixer 
Wechselkurs von 1:1 für den staatlichen Handel festgesetzt wurde. Sollte eine 
Währung abgewertet werden, so hatte dies gemäß dem Abkommen keinen 
Einfluß auf den Wechselkurs.72 Auf dem Geldmarkt hatte dieser fixe Wech-
selkurs nur kurzzeitig Bestand. Schon drei Tage nach dem Abkommen trat 
das ein, was Experten bereits im Vorfeld vorausgesagt hatten: Die einzelnen 
tschechischen Geschäftsbanken setzten für die slowakische Krone einen eige-
nen Wechselkurs fest. Am 13. Februar boten die einzelnen Banken für 100 
tschechische Kronen nur noch zwischen 83 und 93 slowakische Kronen an.73 

Der neue Wechselkurs der tschechischen Geschäftsbanken löste einen Ab-
wertungsdruck auf das Zahlungsabkommen, das den Handel zwischen den 
beiden Republiken erleichterte, aus. Die slowakische Regierung sah sich aber 

Mladá Fronta Dnes, 7.1.1993. 
Rude Právo, 8.1.1993. 
Rude Právo, 16.1.1993 und Lidove Noviny, 17.1.1993 
Lidove Noviny, 21.1.1993 
Lidove Noviny, 5.2.1993. 
Lidove Noviny, 13.2.1993. 
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nicht zu einem solchen Schritt veranlaßt, weil der fixe Wechselkurs auf Ko-
sten fallender Währungsreserven wirtschaftliche Stärke und politisches Pre-
stige demonstrierte. Die Abwertungsvorschläge der slowakischen National-
bank, welche kurzfristig die tschechischen Importe verteuert und die slowaki-
schen Exporte verbilligt hätten, lehnte die slowakische Regierung zunächst 
kategorisch ab.74 Schließlich aber gab sie, nachdem auch nur der Hauch ir-
gendwelcher Stützungsversuche durch die tschechische Seite ausgeblieben 
war, am 9. Juli 1993 dem äußeren und inneren Druck doch nach und wertete 
die slowakische Krone um zehn Prozent ab. Durch diese Abwertung konnten 
zwar der Export angekurbelt und die Devisenreserven geschont werden; die 
Inflation aber erhöhte sich dadurch auf fünf bis sechs Prozent.75 

Die drei Währungsreformen im Vergleich 

Obwohl die drei Währungsreformen auf den ersten Blick recht unter-
schiedlich erscheinen, lassen sich sowohl in der Struktur wie auch bei den 
Komplikationen Ähnlichkeiten aufzeigen und Unterschiede erklären. 

Betrachtet man die Vorbedingungen der Währungsreformen, so entspran-
gen die Reformen von 1919 und 1993 einer Staatentrennung. Unterschiede 
zeigen sich hingegen beim Umgang zwischen den Staaten. Während 1919 
Rasin die Währungsreform ohne jegliche Kooperation mit österreichisch-
ungarischen Stellen durchführte, bauten die Verantwortlichen von 1993 zu-
mindest gegen Ende der Vorbereitungen auf eine Zusammenarbeit mit den 
betroffenen Stellen in der Slowakei. Durch Verhandlungen und den Abschluß 
eines Währungsreformvertrages konnten die Kosten für Vorkehrungen im 
Falle einer Nichtkooperation der Slowakei minimiert werden. 

Die größte Ähnlichkeit besteht beim Problem der Geheimhaltung der be-
vorstehenden Reformen, um massive Veränderungen des Kapitalflusses im 
Vorfeld der Reform zu vermeiden. Diese Geheimhaltung mißlang in allen 
drei Fällen. Unterschiede gibt es allerdings beim Umgang mit den Informati-
onslecks. Während 1953 die bevorstehende Währungsreform mit einem mas-
siven Einsatz an Propagandamitteln bis zum letzten Augenblick dementiert 
worden ist, wurden 1993 Meldungen in der Presse nicht wesentlich kommen-
tiert. 1919 wurde zwar auch dementiert, aber nur dort, wo Rasin einen direk-
ten Zugang zur Presse hatte, wie bei den Narodni Listy, deren Chefredakteur 
er lange gewesen war. Hier fällt jedoch stärker ins Gewicht, daß die Österrei-
chisch-Ungarische Bank die Situation unterschätzte. 

Versucht man zu erklären, weswegen bei der Reform von 1919 mehr 
Komplikationen aufgetreten sind als 1993, so kann dies zu einem großen Teil 
durch die unterschiedlich ausgebaute Infrastruktur erklärt werden. 1993 stan-
den zum Beispiel erheblich mehr und besser vernetzte Kommunikationsmittel 
zur Verfügung und auch der Beamtenapparat war größer. Besonders konnte 

PEHE (wie Anm. 9), S. 30. 
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Das Vertrauen der Bevölkerung in die Regierung spielt außerdem bei ih-
rem Kaufverhalten vor der Währungsreform eine Rolle. Sobald nämlich 1953 
erste Meldungen über eine Reform in Umlauf kamen, reagierten die Wirt-
schaftssubjekte darauf und änderten ihr Kaufverhalten, obwohl die KSC sie 
zu beruhigen versuchte. Eine solche Reaktion auf die Regierungspläne zeigte 
sich 1919 nur selten und 1993 überhaupt nicht, obwohl die Bevölkerung 1919 
ebenfalls eine wirtschaftlich schwierige Zeit durchlebt hatte. 

Wie erfolgreich die Durchführung der Währungsreformen war, hing indes-
sen nicht von den ökonomischen Vorbedingungen ab, sondern in erster Linie 
von den politischen. Alle drei Reformen lagen in ökonomischen Krisenzeiten. 
1919 mußte mit den Folgen des ersten Weltkrieges gekämpft werden, 1953 
wurde die Fehlplanung des ersten Fünfjahrplanes eklatant erkennbar, und 
1993 schließlich begann sich die tschechische Wirtschaft vom Wachstums-
rückgang der ersten Transformationsphase zu erholen. 

Versucht man die Währungsreformen anhand ihrer Komplikationen und 
letztendlich ihrer Ziele in einem Erfolgsschema zu kategorisieren, so schnei-
det die Reform von 1953 deutlich am schlechtesten ab. Zwar wurden die 
Ziele der Reformer wie die Abschottung vom westlichen Wirtschaftssystem 
und die Reduktion des Geldmengenüberhanges erreicht, doch die Kosten, die 
durch die Komplikationen entstanden sind, relativieren das Ergebnis erheb-
lich. Auf der politischen Ebene sank der Rückhalt der kommunistischen Re-
gierung nicht nur bei der Bevölkerung, sondern auch in den eigenen Reihen, 
als sich teilweise sogar kommunistische Kader öffentlich gegen die Wäh-
rungsreform stellten. Aber auch in der Zeit danach kam es vermehrt zu Aus-
tritten aus der KSC und den Gewerkschaften.77 Aus ökonomischer Perspekti-
ve wurden weder die Ziele erfüllt noch die Kosten, die aus den Komplikatio-
nen entstanden sind, gering gehalten. Die Regierung konnte aus der Geld-
mengen- und Reallohnreduktion keine entscheidenden Wachstumsimpulse für 
die tschechoslowakische Wirtschaft gewinnen, und auch der angeschlagene 
Fünfjahrplan konnte durch die Währungsreform nicht mehr korrigiert wer-
den.78 Die Kaufhysterie und die Hortung von Waren schädigten den Wirt-
schaftskreislauf nachhaltig. 

Die Währungsreform von 1919 war wesentlich erfolgreicher. Die Bezie-
hung der Regierung zur deutschen und zur madjarischen Minderheit wurde 
zwar auf längere Zeit gestört, aber diese Schädigung ist nicht nur der Wäh-
rungsreform zuzuschreiben, sondern vor allem der allgemeinen Politik, die in 
den ersten Jahren der Tschechoslowakei verfolgt wurde. Bei Tschechen und 
Slowaken hingegen entstand kein signifikanter Vertrauensverlust durch die 
Reform. Auf der wirtschaftlichen Ebene wiederum kam es zu Einbußen durch 
Schmuggel und die Fälschung von Banknoten, doch im Vergleich mit den 
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Verlusten, welche die anderen Nachfolgestaaten Österreich-Ungarns durch 
Hyperinflation erfuhren, waren diese gering. 

Am erfolgreichsten war schließlich die Währungsreform von 1993. Maß-
geblich war ohne Zweifel, daß auf jegliche Art von Vermögenseinbußen für 
die Bevölkerung verzichtet wurde. Auf der wirtschaftlichen Ebene waren die 
Komplikationen verglichen mit den früheren Reformen bei weitem nicht so 
gravierend und die Kosten somit nicht so hoch. 

Die Währungsreformen hatten ohne Zweifel auch längerfristige wirtschaft-
liche Konsequenzen. So erfuhr die Tschechoslowakei respektive die Tsche-
chische Republik nach 1919 und 1993 einen wirtschaftlichen Aufschwung, 
der neben den Währungsreformen auch dem Umstand zu verdanken war, daß 
sie sich beide Male von einem wirtschaftlichen Krisengebiet zu trennen ver-
mochte. Nach 1953 verblieb die Tschechoslowakei hingegen in einer wirt-
schaftlichen Krise. Es muß an dieser Stelle aber festgehalten werden, daß die 
Währungsreformen nicht die ausschließliche Weichenstellung für die weitere 
Entwicklung der Wirtschaft gewährleisten, sondern vielmehr einen von meh-
reren entscheidenden Faktoren darstellen. Sie können jedoch als Maßstab für 
die jeweilige Entwicklung genommen werden, die sich in den drei unter-
suchten Fällen ganz ähnlich wie die Währungsreformen selbst präsentiert. 

Versucht man den Einfluß der Währungsreformen auf die Stabilität des 
politischen und des ökonomischen Systems auf eine generelle Formel zu brin-
gen, können folgende zwei Zusammenhänge postuliert werden: Je weniger 
sich die Bevölkerung durch eine Regierung repräsentiert sah, desto eher kam 
es bei der Währungsreform zu Komplikationen, und je instabiler ein ökono-
misches System war, desto vehementer äußerten sich im Zuge der Reform 
Schwierigkeiten. Die Währungsreformen bilden somit gute Indikatoren für 
die Stabilität des politischen und ökonomischen Systems. 
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Summary 
Currency reforms in Czechoslovakia. An analysis of complications. 

The article examines three significant currency reforms in Czechoslovakia respectively 
the Czech Republic, which took place in 1919, 1953, and 1993. Complications within the 
process of the reforms are compared, as they are the main factors determining a successful 
realization of currency reforms both for the government and the population in general. The 
three reforms stand at the beginning of a Separation (from Austria-Hungary and CSFR) 
respectively of an economic region (introduction of the Western market economy), which 
is their mutual basis. 

The impact of the troubles occurring during the reforms enables a rating among them. 
During the reform of the communist era in 1953 complications were greatest. The most 
striking were raids and strikes in the entire country, most severely in the city of Plzeri 
(Pilsen). Frictions in the economic cycles had also a considerable impact. The shortage of 
goods became worse. In 1919 there had also been violent manifestations but they were 
limited to the regions with a German majority and were suppressed very quickly. Another 
complication was the forgery and bootlegging of bank notes in the country, which was not 
defmitely controlled until 1921. In contrast to the two previous reforms, hardly any com-
plication occurred in 1993. 

Comparing the three currency reforms, we can deduce that although Czechoslovakia re-
spectively the Czech Republic was suffering from an economic crisis at the time of each 
reform, the range of the complications differed. Therefore, the key to success is to be 
found in the political factors. The analysis of the process shows that the main political 
factor is the population's trust in the government. Another factor narrowly connected is the 
population's loss of assets. However, these losses are more likely to be tolerated if people 
trust in the government. 

The economic Situation was responsible for the extent of complications occurring dur-
ing the reform. The more stable the economy and the more loyal public institutions, the 
easier a government is able to control complications. 

As regards economic success of the measures taken by the government, the currency re-
forms of 1919 and 1993 partly stimulated economic growth, whereas the 1953 reform 
accelerated a recession. 


